
Gewalt gegen Frauen ist auf den ungleichen Status von 
Frauen in der Gesellschaft zurückzuführen. Dieser Status reflektiert 
die unausgewogene Verteilung der gesellschaftlichen, politischen 
und wirtschaftlichen Macht zwischen Männern und Frauen in 
der Gesellschaft. Gewalt gegen Frauen ist eine der am weitesten 
verbreiteten Verletzungen der Menschenrechte unserer Zeit und eine 
Form von Diskriminierung, die zu körperlichen, sexuellen, seelischen 
und wirtschaftlichen Schäden oder Leiden von Frauen führt (1). 
Gewalt gegen Frauen beeinträchtigt die Würde und Integrität von 
Frauen zutiefst und verursacht schweren Schaden für Familien und 
die Gesellschaft. In der EU hat Schätzungen zufolge jede dritte Frau 
(dies entspricht 61 Millionen von insgesamt 185 Millionen) seit dem 
Alter von 15 Jahren körperliche und/oder sexuelle Gewalt erlitten (2).

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen

EUROPÄISCHE UNION

Das gesamte Ausmaß von Gewalt gegen Frauen lässt sich nur schwer ab-
schätzen. Gewalt gegen Frauen wird stigmatisiert, und die Dunkelziffer ist 
nach wie vor hoch. Das bedeutet dass die Fälle, die tatsächlich gemeldet 
werden, nur einen Bruchteil der Realität darstellen. In einer EU-weiten Mei-
nungsumfrage erklärten 71 % der Befragten, dass sie großes Vertrauen in 

die Polizei hätten (3). Laut dem Gleichstellungsindex (2015) des EIGE wurde 
festgestellt, dass dann, wenn Menschen den Justizbehörden mehr Vertrau-
en entgegenbringen, auch mehr Fälle von Gewalt zur Anzeige gebracht 
werden (4). EU-weit gaben 33 % der Frauen an, körperliche und/oder sexu-
elle Gewalt erlitten zu haben (5).

Schätzungen des Europäischen Instituts 
für Gleichstellungsfragen zufolge 
könnten sich die Kosten von Gewalt 
gegen Frauen in der Partnerschaft in der 
EU auf 109 Mrd. EUR pro Jahr belaufen (9).
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Sachverhalt Gemäß Eurostat wurden im Zeitraum von 2010 bis 2012 
schätzungsweise 2,0 pro 100 000 Menschen in der EU als Opfer von 
Menschenhandel registriert (7).

2014 schätzte das EIGE, dass (8)

•	 sich die Kosten von geschlechtsbezogener Gewalt gegen Frauen 
in der EU auf mehrere Milliarden belaufen, während die für die 
Bekämpfung dieser Straftat vorgesehenen Haushaltsmittel 
lediglich Millionen betragen;

•	 die Ausgaben für Sonderbetreuungsdienste für Frauen gerade 
einmal 3 % der Gesamtkosten der häuslichen Gewalt gegen 
Frauen ausmachen;

•	 sich der volkswirtschaftliche Schaden aufgrund von 
Produktionsverlusten infolge von Verletzungen auf rund 12 % 
der Gesamtkosten der Gewalt gegen Frauen beziffert; die 
Dienstleistungen, insbesondere diejenigen der Strafjustiz, 
belaufen sich auf etwa 30 %.

Quelle: FRA-Erhebungsdaten 2014 (6).



Das Programm der Europäischen Kommission „Voneinander 
lernen“ im Bereich Gleichstellung bietet die Chance, eine De-
batte und einen Erfahrungsaustausch zwischen Regierungs-
vertretern, unabhängigen Sachverständigen und anderen 
wichtigen Interessengruppen anzuregen mit dem Ziel, die 
Verbreitung bewährter Verfahren zu Gleichstellungsthemen 
in Europa zu erleichtern. Bei diesem Erfahrungsaustausch ste-
hen politische Maßnahmen sowie konkrete und vorhandene 
Beispiele im Vordergrund, die das Gender Mainstreaming in 
wichtigen Schwerpunktbereichen der Frauen-Charta und der 
Strategie für die Gleichstellung von Frauen und Männern 2010-
2015 fördern. Das Programm „Voneinander lernen“ befasst sich 
sowohl mit den Chancen als auch den Hindernissen bei der 
Umsetzung der Strategie und unterstreicht ganz konkret die 
Möglichkeiten und Herausforderungen für die Übertragbarkeit 
auf andere Länder.

Im Rahmen des Programms „Voneinander lernen“ wurde ein 
Erfahrungsaustausch zum Thema Auseinandersetzung mit 
weiblicher Genitalverstümmelung, Zwangsheirat und anderen 
schädlichen Praktiken und zu Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen organisiert, bei denen der Einsatz 
von IKT zur Unterstützung der Opfer und Therapieprogramme 
für Täter im Mittelpunkt standen, sowie zu bewährten Verfah-
ren bei Sensibilisierungsmaßnahmen zur Bekämpfung von Ge-
walt gegen Frauen und Mädchen.

Weitere Informationen unter: http://ec.europa.eu/justice/gender- 
equality/other-institutions/good-practices/index_en.htm

Unterstützung für weibliche Opfer von Gewalt wird in der EU in 
unterschiedlichem Maße zur Verfügung gestellt.

Für Frauen und Kinder, die Opfer von häuslicher Gewalt wer-
den, stehen in den Mitgliedstaaten insgesamt etwa 1488 Frau-
enhäuser mit 20 831 Betten zur Verfügung (23). Nur vier EU-Mit-
gliedstaaten erfüllen die Mindestanforderungen des Europara-
tes, wonach pro 10 000 Einwohner ein Platz angeboten werden 
sollte (24).

EU-weit gibt es schätzungsweise 515 Facheinrichtungen für 
Frauen, die Opfer von Vergewaltigung und sexuellen Übergrif-
fen geworden sind (25).

In der EU stehen in 19 Ländern nationale Hilfetelefone zur Ver-
fügung; zehn dieser Hilfetelefone sind täglich rund um die Uhr 
kostenfrei erreichbar, und 16 bieten Unterstützung in mehre-
ren Sprachen an (26).

ein Mindestmaß an Rechten, Schutz, Unterstützung, Zugang zum Recht 
und Wiedergutmachung erhält, unabhängig von der Staatsangehörig-
keit und überall dort, wo in der EU Straftaten verübt werden.

Die EU hat darüber hinaus mehrere internationale Verträge und Überein-
kommen unterzeichnet, in denen die zu verwendenden Definitionen fest-
gelegt sind, etwa das Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Beseiti-
gung jeder Form von Diskriminierung der Frau (18) und die Aktionsplattform 
von Peking (BPfA) (19).

Das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (Übereinkommen von 
Istanbul) (20) gilt als das wichtigste und umfassendste rechtlich bindende 
Abkommen zu Gewalt gegen Frauen in der EU. Das Übereinkommen trat 
am 1. August 2014 in Kraft und wurde von allen 28 Mitgliedstaaten un-
terzeichnet und von 14 ratifiziert. Am 4. März 2016 nahm die Europäische 
Kommission zwei Vorschläge für einen Beschluss des Rates zur Unterzeich-
nung – im Namen der Europäischen Union – des Übereinkommens von 
Istanbul an (21); nach seiner Ratifizierung und Umsetzung wird das Überein-
kommen die Messung des Ausmaßes und der Folgen geschlechtsbezoge-
ner Gewalt und häuslicher Gewalt verbessern, denn es enthält gemeinsame 
Definitionen.

Auch wenn nicht alle Mitgliedstaaten spezifische Gesetze zum Thema Ge-
walt gegen Frauen erlassen haben, hat die Mehrheit von ihnen die meisten 
Formen von Gewalt gegen Frauen zu einem Straftatbestand erhoben (22):

•	 Sowohl Vergewaltigung als auch sexuelle Übergriffe erfüllen in allen 
Mitgliedstaaten einen Straftatbestand. In den Definitionen des Begriffs 
Vergewaltigung als Straftatbestand gibt es allerdings große Unterschie-
de, insbesondere im Hinblick auf die Anwendung von Gewalt und/oder 
das Fehlen einer Zustimmung (die fehlende Zustimmung an sich ist in 
nur drei Mitgliedstaaten schon eine Voraussetzung).

•	 Die Frage, ob häusliche Gewalt an sich nach nationalem Recht einen 
Straftatbestand erfüllt, ist je nach Mitgliedstaat unterschiedlich zu be-
antworten. So stellt in zehn Mitgliedstaaten häusliche Gewalt nach ein-
zelstaatlichem Recht einen eigenständigen Straftatbestand dar. In Mit-
gliedstaaten, in denen häusliche Gewalt im Strafgesetz kein eigenstän-
diger Straftatbestand ist, kann diese Form der geschlechtsbezogenen 
Gewalt im Rahmen anderer Straftaten (etwa Belästigung, Missbrauch, 
Vergewaltigung und Mord) verfolgt werden.

•	 Die Definitionen des Begriffs „sexuelle Belästigung“ sind sehr unter-
schiedlich. So ist sexuelle Belästigung nur in zwölf Mitgliedstaaten eine 
strafbare Handlung. Sexuelle Belästigung wird nicht nur äußerst selten 
und erst seit kurzer Zeit unter Strafe gestellt, häufig sind die Voraus-
setzungen, um eine Tat als sexuelle Belästigung anzusehen, auch sehr 
eingeschränkt. Beispielsweise wird sexuelle Belästigung in vielen Fällen 
im Gegensatz zu einem eigenständigen Delikt speziell in einen beschäf-
tigungspolitischen Zusammenhang gestellt oder setzt voraus, dass sich 
das Opfer in einer untergeordneten Position befindet.

Bewährte Verfahren weisen den Weg

Welche Hilfsangebote gibt es in der EU?

Ist Gewalt gegen Frauen eine Straftat in 
der EU?
Eine Reihe von EU-Richtlinien spielt für Definitionen verschiedener Arten 
von Gewalt gegen Frauen eine wichtige Rolle und bietet eine Struktur, um 
das Phänomen in seiner jeweiligen Ausprägung zu thematisieren:

•	 Mit den folgenden Richtlinien versuchte die Europäische Kommission, 
den Grundsatz der Gleichbehandlung über den Bereich des Arbeits-
markts und des Berufslebens hinaus auch auf andere Bereiche des 
täglichen Lebens zu erweitern und Diskriminierung, unter die auch 
sexuelle Belästigung fällt, zu verhindern: Richtlinie 2004/113/EG (10), 
Richtlinie 2006/54/EG (11) und Richtlinie 2010/41/EU (12).

•	 Die Richtlinie 2011/36/EU (13) zur Verhütung und Bekämpfung des Men-
schenhandels und zum Schutz seiner Opfer enthält Bestimmungen zur 
Strafverfolgung der Menschenhändler, zur Verhütung von Menschen-
handel und zum Schutz der Opfer.

•	 Die Richtlinie 2011/92/EU (14) zur Bekämpfung des sexuellen Miss-
brauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kin-
derpornografie schützt Kinder in der ganzen EU vor sexuellem Miss-
brauch und Ausbeutung.

•	 Die Richtlinie 2011/99/EU (15) über die Europäische Schutzanordnung 
und die Verordnung (EU) Nr. 606/2013 (16) über die gegenseitige An-
erkennung von Schutzmaßnahmen in Zivilsachen gewährleisten, dass 
zivil- und strafrechtliche Schutzanordnungen, die in einem EU-Land er-
lassen werden, in der gesamten EU anerkannt werden, was bedeutet, 
dass Frauen, die Opfer von häuslicher Gewalt geworden sind, vor den 
Tätern geschützt werden, wenn die Opfer in ein beliebiges anderes EU-
Land reisen oder umziehen. Schutzanordnungen, insbesondere solche, 
die in Notsituationen erlassen werden, bieten Frauen und Kindern einen 
wichtigen Schutz in Situationen, in denen sie akut gefährdet sind.

•	 Die Richtlinie 2012/29/EU (17) (Opferschutzrichtlinie) über gemeinsame 
Mindeststandards für die Rechte, die Unterstützung und den Schutz von 
Opfern von Straftaten ist für Opfer von Gewalt. Damit sollen die Rechte 
von Opfern von Straftaten gestärkt werden, damit jedes Opfer in der EU 
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•	 Stalking gilt nicht in allen Mitgliedstaaten als eigenständige Straftat. 
Manche Mitgliedstaaten haben ein spezielles Gesetz dafür geschaffen, 
andere wiederum verfolgen Stalking im Rahmen anderer Straftaten 
nach dem Strafrecht oder dem Strafgesetzbuch.

•	 In den EU-Mitgliedstaaten ist ein Trend dahingehend zu beobachten, 
dass Genitalverstümmelung von Frauen als strafbare Handlung aner-
kannt wird, und in manchen Ländern wurde diesbezüglich ein spezielles 
Strafgesetz eingeführt (27).

•	 Bislang hat keines der EU-Länder eine Definition des Begriffs Frauen-
mord (Femizid) in seinem Strafrecht verankert. Von Tötungsdelikten in 
Zusammenhang mit Lebenspartnern/Familienmitgliedern sind Frau-
en in unverhältnismäßig hohem Maße betroffen: Zwei Drittel der Op-
fer weltweit sind Frauen (43 600 im Jahr 2012) und ein Drittel (20 000) 
Männer. Fast die Hälfte (47 %) aller weiblichen Opfer von Tötungs-
delikten starben 2012 durch die Hand ihres Lebenspartners oder von 
Familienmitgliedern im Vergleich zu weniger als 6 % der männlichen 
Mordopfer (28).

Aufgrund der unterschiedlichen gesetzlichen Definitionen verschiedener 
Formen von Gewalt gegen Frauen und anderer damit verbundener Be-
griffe sowie der unterschiedlichen Methoden der Datenerhebung in den 
EU-Mitgliedstaaten (einschließlich eines allgemeinen Mangels an systema-
tisch erhobenen Daten im Fall der weiblichen Genitalverstümmelung) ist 
es schwierig, sich ein umfassendes, genaues und vergleichbares Bild von 
der Art, dem Ausmaß und den Folgen von Gewalt gegen Frauen in der EU 
zu machen (29). Der Rat der Europäischen Union erkennt allerdings an und 
unterstreicht, wie wichtig es ist, sich dieser Herausforderung zu stellen, und 
auf Ebene der Mitgliedstaaten wie auch der EU werden diesbezüglich im-
mer größere Anstrengungen unternommen (30).

Was wird zur Beseitigung von Gewalt 
gegen Frauen in der EU unternommen?
Eine der fünf zentralen Prioritäten in der Strategie der Europäischen Kom-
mission zur Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und Männern (31), 
die im Strategischen Engagement für die Gleichstellung der Geschlechter 
(2016-2019) aufgegriffen werden, ist die Bekämpfung der geschlechts-
spezifischen Gewalt und Schutz und Unterstützung für Opfer. Die Kom-
mission hat den Themenkomplex Gewalt gegen Frauen im Rahmen zahl-
reicher politischer Instrumente explizit aufgegriffen, insbesondere in der 
Strategie für die Gleichstellung von Frauen und Männern 2010-2015, die 
sich an die Frauen-Charta (2010) und den Fahrplan für die Gleichstellung 
von Frauen und Männern 2006-2010 anschließt (32). Eurostat koordiniert 
eine interdisziplinäre Taskforce, die eine EU-weite Prävalenzerhebung zum 

Thema geschlechtsbezogene Gewalt gegen Frauen und Männer durchfüh-
ren soll (33).

EU-Agenturen sind bei der Umsetzung der Strategie der Europäischen 
Kommission (2016-2019) ebenfalls federführend.

•	 Die Europäische Agentur für Grundrechte hat 2014 die erste EU-weite 
Umfrage zum Thema Gewalt gegen Frauen durchgeführt. Die Umfrage-
ergebnisse wurden weithin genutzt, was deutlich macht, dass an ver-
gleichbaren Daten über Gewalt gegen Frauen ein starkes öffentliches 
Interesse besteht (34).

•	 Das Europäische Unterstützungsbüro für Asylfragen (EASO) hat ge-
schlechtsspezifische Leitlinien für Asylbewerber und Migranten heraus-
gegeben und sorgt bei der Entwicklung seiner Schulungsinstrumente 
auch weiterhin dafür, dass die Gleichstellung von Frauen und Männern 
durchgängig berücksichtigt wird (35).

Das Europäische Institut für Gleichstellungsfragen (EIGE) wurde von der 
Kommission damit beauftragt, die wichtigsten Mängel und Herausforderun-
gen bei der Erhebung harmonisierter Daten in der EU aufzuzeigen. Hierzu 
hat das EIGE wichtige Studien durchgeführt und Instrumente (36) zur Unter-
stützung sowohl der Mitgliedstaaten als auch der EU-Organe bei der Bewäl-
tigung dieser Herausforderungen entwickelt und damit zur Erarbeitung von 
geeigneten politischen Maßnahmen, Rechtsvorschriften und Dienstleistun-
gen zur Auseinandersetzung mit der Problematik von Gewalt gegen Frauen 
beigetragen (37). Konkret hat das EIGE zur Bekämpfung von weiblicher Geni-
talverstümmelung seine erste EU-weite Studie zu diesem Thema durchge-
führt (38), gefolgt von einer Pilotstudie in drei Mitgliedstaaten, deren Ziel die 
Ausarbeitung einer Methodik war, anhand derer die Zahl der von Genitalver-
stümmelung bedrohten Mädchen ermittelt werden sollte. Diese Studie soll 
2017 auf sechs weitere Mitgliedstaaten ausgedehnt werden. 2017 wird das 
Institut einen Rahmen für die Bewertung von Gewalt gegen Frauen für den 
Gleichstellungsindex fertigstellen, damit in der EU-28 gemeinsame Definiti-
onen und harmonisierte Indikatoren aufgestellt werden können (39).

Die EU hat sich nachdrücklich für die Beseitigung von weiblicher Genital-
verstümmelung ausgesprochen. Die Mitteilung der Europäischen Kommis-
sion zur Abschaffung der weiblichen Genitalverstümmelung enthält eine 
Liste der Maßnahmen, die die Kommission in den kommenden Jahren er-
greifen möchte (40).

Durch die Kofinanzierung von Kampagnen der nationalen Regierungen 
schärft die EU das Problembewusstsein und unterstützt grenzüberschrei-
tende Projekte von Nichtregierungsorganisationen zur Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen, Kinder und Jugendliche (41). So werden insbesonde-
re im Rahmen des Programms „Rechte, Gleichstellung und Unionsbürger-
schaft“ Projekte zur Verhütung von Gewalt gegen Kinder, Jugendliche, Frau-
en und andere Risikogruppen gefördert (ehemals Daphne-Programm) (42).
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